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Die andere Anomalie der Ukraine: ein Parlament ohne rechtsradikale 
Fraktionen
Von Andreas Umland, Nationale Taras-Schewtschenko-Universität, Kiew

»Was ist mit den ukrainischen Nationalisten passiert?« So überschrieb 1999 Paul Kubicek einen Aufsatz, in 
dem er die relative Bedeutungslosigkeit radikaler nationalistischer Parteien in der Politik der Ukraine in den 
neunziger Jahren zu erklären suchte. Seitdem hat sich bezüglich der Marginalität ultranationalistischer Grup-
pierungen im täglichen Kiewer Politikgeschäft wenig geändert. 

Die Ukraine im postkommunistischen 
Vergleich
Der ukrainische Nationalismus ist zweifelsfrei vorhan-
den und macht in den letzten Monaten viel von sich 
reden. Die renommierte Kiewer Wochenzeitschrift 
Ukrajins’ kyj tyžden’ (Nr. 18–19/2008, S. 22–23) sprach 
kürzlich gar von einer »Hitlerisierung« der ukrainischen 
Politik. Gemeint war die Manipulation des Informati-
onsfl usses aus der Ukraine in russischsprachigen Mas-
senmedien mit dem Ziel einer Diskreditierung Kiews 
durch (a) das Aufgreifen marginaler Anlässe, wie des 
Verkaufs taiwanesischer Hitlerpuppen in einem ukrai-
nischen Geschäft, (b) die Simplifi zierung komplizierter 
historischer Vorgänge, wie des Verhaltens ukrainischer 
Patrioten während des Zweiten Weltkrieges, oder (c) 
künstliche Skandale, wie die Verleumdung des verstor-
benen Vaters von Präsident Juschtschenko, der Häftling 
des KZs Flossenbürg war, in dem russischsprachigen 
Buch eines nicht auffi  ndbaren »jüdischen Historikers« 
mit pakistanischem Verleger. Im Widerspruch zum 
Tenor der teils auch im Westen erfolgreichen Medien-
kampagnen des Kreml, stellt die Ukraine jedoch in 
eher entgegengesetzter Hinsicht einen Sonderfall im 
ost-, ja gesamteuropäischen Kontext dar. Nicht nur ist 
die Ukraine diejenige Gründungsrepublik der Sowjet-
union, die sich – nach den jüngsten Rückschlägen der 
Demokratisierungen Kirgistans und Georgiens – noch 
am ehesten in Richtung Demokratie bewegt und die 
Welt mit der Gewaltfreiheit ihrer »Orange Revolution« 
2004 beeindruckte. Darüber hinaus zeichnet sich das 
ukrainische Parlament dadurch aus, dass ihm schon seit 
Jahren extrem nationalistische Fraktionen »fehlen«. 

Warum dieser Zustand zwar erfreulich, jedoch kei-
neswegs selbstverständlich ist, illustrieren die politi-
schen Landschaften vergleichbarer Staaten. Ob inzwi-
schen mehrjährige, slawische EU-Mitglieder wie Polen 
oder die Slowakei, jüngste EU-Zugänge mit einer christ-
lich-orthodoxen Tradition wie Bulgarien oder Rumä-
nien oder die sich vom restlichen Europa abnabelnden 
orthodox-slawischen »Bruderstaaten« der Ukraine Ser-

bien und Russland: in sowohl den teil- als auch vollplu-
ralistischen exkommunistischen Staaten Europas sind 
radikale nationalistische Gruppierung in der Regel zu 
festen Bestandteilen sowohl des allgemeinen öff ent-
lichen Diskurses als auch des im engeren Sinne politi-
schen Lebens geworden. Dies drückt sich in erster Linie 
im Erfolg der betreff enden Gruppierungen bei Par-
laments- sowie Präsidentschaftswahlen aus und mani-
festiert sich in der manchmal wechselhaften sowie 
nicht immer durchgehenden, aber nichtsdestoweniger 
sichtbaren Präsenz verschiedener rechtsradikaler oder 

-populistischer Fraktionen in den nationalen Abgeord-
netenhäusern bzw. neuerdings auch in der Parlamenta-
rischen Versammlung des Europarates sowie im Europa-
parlament. 

Rechtsradikalismus in Ost- und Westeuropa
Aus vergleichender Perspektive betrachtet sind diese ost-
europäischen Phänomene wenig verwunderlich. Wenn 
die deutschen Politikwissenschaftler Erwin K. Scheuch 
und Hans Dieter Klingemann in einem vielzitierten 
Aufsatz aus dem Jahre 1967 Rechtsradikalismus als 
»normale Pathologie« westlicher Industriegesellschaf-
ten bezeichnen: um wie viel »normaler« ist dann das 
Vorhandensein ultranationalistischer Gruppierungen 
in den Parlamenten krisengeschüttelter Transformati-
onsstaaten mit ihren spärlichen demokratischen Tra-
ditionen, instabilen politischen Institutionen, zahlrei-
chen ökonomischen Defekten und wenig entwickel-
ten Zivilgesellschaften? Sowohl sozialwissenschaftli-
che Th eorie als auch staatsbürgerliche Intuition sagt 
voraus, dass die extremen Stresssituationen, die die Ost-
europäer in den 1990ern durchleben mussten, Über-
reaktionen, wie den erheblichen Zuspruch für schrille 
Nationalpopulisten vom Schlage Wojislaw Schescheljs, 
Wadim Tudors, Wladimir Schirinowskijs oder Wolen 
Siderows, im Grunde erwarten lassen. Selbst im reichen 
Westeuropa sind die Wahlerfolge vergleichbarer Poli-
tiker keineswegs eine Ausnahme, wie der beständige 
Zulauf dubioser Figuren wie Jean-Marie Le Pen, Jörg 
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Haider oder Gianfranco Fini belegt. Die Abwesenheit 
von Rechtspopulisten in den nationalen Gesetzgebungs-
organen einiger europäischer Staaten, etwa Deutsch-
lands oder Großbritanniens, ist eher untypisch und 
wird durch besondere Umstände in diesen Ländern – 
etwa das britische Majoritätswahlsystem oder die deut-
sche Vergangenheitsbewältigung – bestimmt. Vor die-
sem Hintergrund stellen sich die politischen Landschaf-
ten vieler osteuropäischer Staaten sogar relativ vorteil-
haft dar. Trotz der tiefen soziokulturellen Krisen, die 
diese Länder in den 1990ern durchlebten, und des bis 
heute deutlich geringeren Lebensstandards, war die 
durchschnittliche Unterstützung rechtspopulistischer 
und -radikaler Parteien und Politiker in Osteuropa in 
den letzten Jahren nur geringfügig höher als in West-
europa. 

Die Ukraine wirkt in diesem Kontext geradezu ano-
mal: Obwohl das Land mit zunächst 4 % und nun 3 % 
eine der international niedrigsten Eingangsbarrieren 
für sein Einkammerparlament hat und eine der tiefs-
ten postsozialistischen Krisen erlebte, schaff te es bisher 
nur einmal eine der zahlreichen radikal antidemokrati-
schen Parteien als eigenständige Kraft gemäß Verhält-
niswahlrecht in die Werchowna Rada einzuziehen. Bei 
den Parlamentswahlen 1998 errang die extrem antiwest-
liche, demonstrativ prorussische und daher zu unrecht 
meist als »linksradikal« klassifi zierte sogenannte Pro-
gressiv-Sozialistische Partei der Ukraine (PSPU) ange-
führt von Natalja Witrenko, die enge Verbindungen 
zu Russlands führendem neofaschistischem Ideologen 
Alexander Dugin unterhält, mit 4,04 % den selbststän-
digen Einzug in die Rada. Auch erlangte Witrenko 
bei den Präsidentschaftswahlen 1999 mit 10,97 % ein 
beachtenswertes Ergebnis, was jedoch insofern folgen-
los blieb, als der Stern Witrenkos im neuen Jahrzehnt 
wieder sank. Den verschiedenen radikal ethnozentri-
schen, sich oft als prowestlich deklarierenden und meist 
antirussischen Gruppierungen, wie die Ukrainische 
Nationale Versammlung (UNA) oder Allukrainische 
Vereinigung »Freiheit«, gelang es nicht ein einziges mal, 
bei nationalen Wahlen ein erwähnenswertes Resultat 
zu erreichen.

Politischer Radikalismus in der 
ukrainischen Politik
Einzelne ultranationalistische Politiker und Publizis-
ten, wie die erwähnte Witrenko, Dmytro Kortschyn-
sky oder Oleh Tjahnybok, nehmen auch in der Ukraine 
an öff entlichen Debatten auf nationaler Ebene teil; sie 
treten im Fernsehen auf und genießen off enbar zumin-
dest bei Teilen der Bevölkerung Akzeptanz. Darüber 
hinaus gibt es eine ganze Reihe dubioser ukrainischer 
Publizisten, z.B. Wasyl Jaremenko, Eduard Chodos, 
Heorhy Schtschjokin, Ihor Kahanez, Juri Schylow, Juri 

Kanyhin usw., deren teils hochaufl agige und aufwen-
dig verlegte, antisemitische und rassistische Schriften 
in der ganzen Ukraine vertrieben werden. Zudem darf 
sich Kiew »rühmen«, die wohl einzige Hochschule mit 
einer unverhohlen antisemitischen Leitung in Europa 
zu beherbergen: die berüchtigte Interregionale Aka-
demie für Personalführung (bekannt unter ihrer ukrai-
nischen Abkürzung »MAUP«) – eine große private Uni-
versität mit Filialen in mehreren ukrainischen Städten, 
vermuteten Finanzinfusionen aus der arabischen Welt 
und einer rabiat antisemitischen Zeitschrift sowie Buch-
reihe namens »Personal«. 

Die elektorale Impotenz des organisierten ukrai-
nischen radikalen politischen Antiliberalismus ist 
nichtsdestoweniger unter vergleichenden Gesichtspunk-
ten verblüff end. Sofern man die linkspopulistische und 
sich häufi g opportunistisch verhaltende Kommunisti-
sche Partei der Ukraine (KPU) als nicht voll zum extre-
mistischen Spektrum zugehörig betrachtet, ergibt sich, 
dass bislang nur einmal (1998 die PSPU) eine explizit 
antidemokratische Partei von den ukrainischen Wäh-
lern in die Werchowna Rada entsandt wurde. Bei den 
jüngsten Wahlen erlangten Witrenkos PSPU mit 1,32 % 
und Tjahnyboks Freiheits-Vereinigung mit 0,76 % die 
»besten« Ergebnisse unter denjenigen Gruppierungen, 
die als Feinde der freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung identifi ziert werden können. 

Selbst wenn man die noch vor kurzem an der Janu-
kowitsch-Regierung beteiligte KPU diesem Spektrum 
zuschlägt, wandelt sich das heutige Bild nicht grund-
sätzlich. KPU-Chef Petro Symonenko erhielt bei den 
Präsidentschaftswahlen 2004 4,97 % und seine Partei 
bei den Werchowna-Rada-Wahlen 2006 3,66 % und 
2007 5,39 %, womit sie jeweils nur knapp über der 
Eingangsbarriere ins Parlament lag. Zudem können 
die kommunistischen Parteien der Ex-UdSSR als dem 
postsozialistischen Kontext spezifi sche konservative 
Rentnerwahlklubs betrachtet werden, deren Weltbild 
und öff entliches Image sich weniger an alternativen 
Zukunftsszenarien als an einer Verklärung der sow-
jetischen Vergangenheit orientiert. Das populistische 
Rabaukentum Symonenkos wirkt letztlich weniger 
aggressiv, als die antisemitischen Entgleisungen, Refe-
renzen an die deutsche »Konservative Revolution« und 
geopolitischen Spekulationen, die man immer häufi ger 
in den Verlautbarungen der Führer der Kommunisti-
schen Partei der Russischen Föderation fi nden kann.

Es gibt freilich auch in der heutigen Ukraine einige 
bekannte Parlamentsabgeordnete, wie die prominenten 
Deputierten der Timoschenko-Fraktion Lewko Lukja-
nenko (bis 2007), ein ehemaliger Dissident, oder Andry 
Schkil, ein profi lierter politischer Kommentator, die 
man einer ultranationalistischen Vergangenheit bzw., 
etwa im Fall Lukjanenkos, auch jüngerer antisemiti-
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scher Aussagen bezichtigen kann. Jedoch sind diese 
Personen isolierte Akteure, von denen sich zudem etli-
che inzwischen der herrschenden politischen Korrekt-
heit angepasst bzw., wie im Falle Schkils, gar zu pro-
fi lierten Demokraten entwickelt haben. Auch die in 
das Parteienbündnis »Unsere Ukraine – Selbstverteidi-
gung des Volkes« integrierten nationalistischen Split-
tergruppen, wie der Kongress Ukrainischer Nationalis-
ten, ändern prinzipiell nichts an der liberalen Haltung 
der Führer des Wahlblocks. Hinzuzufügen ist, dass die 
Integration politischer Ränder eine Funktion demo-
kratischer politischer Parteien ist. Auch in den großen 
Volksparteien des Westens gibt es regelmäßig Vertre-
ter, deren Äußerungen sich am Rande der politischen 
Korrektheit bewegen, die auch antiliberale Wählergrup-
pen ansprechen und die auf diese Weise helfen, explizit 
antidemokratische Parteien auszugrenzen. Die Nütz-
lichkeit dieser Integrationsfunktion besteht allerdings 
nur so lange, wie solche »Rechtsaußenfl anken« großer 
Volksparteien keine Auswirkungen auf das politische 
Verhalten der betreff enden Partei und ihrer Führung 
hat. Diese Pathologie moderner Demokratien konnte 
man jüngst etwa im Einfl ussgewinn US-amerikanischer 
evangelikaler Fundamentalisten auf das Weiße Haus 
beobachten und muss man hinter den jüngsten Ver-
suchen Juschtschenkos vermuten, ukrainische Nazi-
kollaborateure mit dubiosen politischen Ansichten und 
ungeklärten Kriegsbiographien zu nationalen Helden 
zu erheben. Trotz dieser in der ukrainischen Gesell-
schaft auf Widerstand treff enden Tendenzen, erschei-
nen die heutigen national orientierten Regierungspar-
teien der Ukraine jedoch in wesentlichen Fragen als 
weiterhin der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung verpfl ichtet. So änderte zum Beispiel der Aus-
tritt des Kongresses Ukrainischer Nationalisten aus 
der Wahlvereinigung »Unsere Ukraine« vor den letz-
ten Parlamentswahlen kaum etwas am öff entlichen Pro-
fi l und an der Ideologie der Vereinigung. Die damit 
veränderte Komposition des Parteienbündnisses blieb 
ohne Konsequenzen und bei den Wählern 2007 weit-
gehend unbemerkt.

Die Ukraine als Vorbild?
Dies steht im Gegensatz zu dem Land, mit dem die 
Ukraine immer noch häufi g in einem Atemzug genannt 
wird – der Russischen Föderation. Nicht nur fi ndet man 
im ukrainischen Parlament kein Äquivalent für das mili-
tante Antiwestlertum, wie es in der Staatsduma bis vor 
kurzem Dmitrij Rogosins Mutterland-Block demons-
trierte und bis heute Schirinowskijs sogenannte »Libe-
raldemokraten« sowie Sjuganows Nationalkommunis-
ten vertreten. Auch das politische Zentrum Russlands 
hat sich in den vergangenen Jahren nach rechts verscho-
ben. Eine Reihe bizarrer Ideen zur russischen und Welt-

politik, wie sie in den neunziger Jahren lediglich von 
politischen Randgruppen vertreten wurden, sind heute 
Gemeinplätze im russischen politischen Mainstream. 
Dies betriff t die Sichtweise auf den Westen, insbeson-
dere die USA und NATO, aber auch die dominanten 
Interpretationsschemata für politische Veränderungen 
in der ehemaligen Sowjetunion, etwa die inzwischen 
zur Selbstverständlichkeit gewordenen Verschwörungs-
theorien zur Erklärung der Orange Revolution sowie der 
Rosen- und Tulpenrevolution. Am deutlichsten zeigt 
sich der Unterschied zwischen der Ukraine und Russ-
land bezüglich rechtsextremer Gewaltpotentiale und 

-taten. Der führende Kiewer Rechtsextremismusexperte 
Wjatscheslaw Lichatschow schätzte mir gegenüber im 
Mai 2008 die offi  zielle Zahlenangabe für Skinheads 
in der Ukraine von 500 als zu gering ein und setzte 
sie bei bis zu 2000 Personen an, wobei hierunter auch 
nichtnazistische Skinheads fallen würden. Diese Kor-
rektur ist unerfreulich, klingt jedoch weniger bedroh-
lich, als die vergleichbaren Schätzungen für die derzei-
tige Zahl der russischen Skinheads von über 50.000 
(einige Schätzungen gehen bis zu 80.000), wobei hier 
der überwiegende Teil dieser Subkultur in Russland als 
neonazistisch gilt. 

Ähnlich divergierende Daten liegen bezüglich 
rechtsextremer Gewalttaten in den beiden ostslawi-
schen Staaten vor. In der Ukraine wurden etwa in den 
ersten drei Monaten dieses Jahres 44 derartige Über-
griff e, davon zwei mit tödlichem Ausgang, registriert 
(Union of Councils for Jews in the Former Soviet Union, 
30.4.08). Diese Zahlen erscheinen hoch – allerdings 
nur so lange man sie nicht vergleichbaren russischen 
Angaben gegenüberstellt. Das Moskauer Monitoring-
zentrum »SOWA« registrierte für denselben Zeitraum, 
also Januar-März 2008, in Russland 112 verwundete 
und 39 getötete Personen als Resultat rechtsradika-
ler Attacken – Tendenz steigend. Kritische russische 
Beobachter sprechen angesichts solcher Daten bereits 
von einem unerklärten Bürgerkrieg gegen Nichtslawen 
in Russland.

Weshalb es die ukrainischen Wähler und Eliten bis-
her vermögen, nicht nur Ost- sondern auch Westeuropa 
das nachahmenswerte Vorbild einer weitgehenden Aus-
grenzung des organisierten Ultranationalismus vom 
nationalen Gesetzgebungsprozess zu bieten, erscheint 
als Rätsel. Weder scheinbare Besonderheiten des natio-
nalistischen Parteienspektrums, noch eine angebliche 
spezielle Toleranz der Ukrainer taugen als umfassende 
Erklärungen. Zwar ist die Tätigkeit der ukrainischen 
nationalistischen Gruppen tatsächlich von Selbst-
obstruktion bzw. -destruktion durch interne Streitig-
keiten und größenwahnsinnige Führer geprägt. Diese 
Charakteristika fi ndet man jedoch in vielen rechtsradi-
kalen Parteienspektren, die es nichtsdestoweniger schaf-
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fen, ihre kollektiven Aktionsprobleme früher oder spä-
ter zu überwinden. 

Rechtsextreme Potentiale der Ukraine
Weiterhin belegen Umfragen, dass die Verbreitung 
xenophober Einstellungen in der ukrainischen Bevöl-
kerung hoch und in diesem Jahrzehnt weiter gestiegen 
ist (Panina 2006). In dieser Hinsicht unterscheidet sich 
die Ukraine kaum bzw. eher in negativer Hinsicht von 
den anderen Transformationsstaaten.

Ein off ensichtlich wichtiger Faktor ist, dass sich 
das Land in zwei historisch gewachsene Großregionen, 
einerseits die West- ,andererseits die Süd- und Ostu-
kraine, teilt, in denen die ukrainische Nation sowie ihre 
Interessen auf unterschiedliche Art und Weise defi niert 
werden. Aufgrund des unterschiedlich hohen Einwir-
kungsgrades russischer Massenmedien stellen sie darü-
ber hinaus separate Informationsräume dar. Dement-
sprechend ist Tjahnyboks Freiheits-Vereinigung in etli-
chen Regional- und Lokalparlamenten der Westukraine 
und Witrenkos PSPU in solchen der Ost- und Südu-
kraine, jedoch derzeit keine der beiden Gruppierungen 
im nationalen Parlament vertreten. 

Aber auch diese Begründung ist angesichts der nied-
rigen Eintrittsbarriere, die den Zugang in die Wer-
chowna Rada seit der Erlangung der Unabhängigkeit 
begrenzt (4 bzw. 3 %), nicht hinreichend. Die relativ 
geringen Klauseln hätten es auch Parteien mit einem 
regional konzentrierten Wählerpotential erlauben kön-
nen, parlamentarische Repräsentanz zu erlangen, zumal 

bei der derzeitigen 3%-Klausel strategisches Wahlver-
halten keine große Rolle spielen dürfte. Auch könnte 
man unter anderem an das Beispiel Belgien erinnern, 
wo die Teilung des Landes in zwei sich noch stärker 
unterscheidende Kulturen kein Hindernis für den Auf-
stieg des rechtsextremen Vlaams Blok bzw. Vlaams 
Belang darstellte.

Das hier gezeichnete relativ positive Bild der 
Ukraine ist allerdings um eine Notiz zu ergänzen: Es 
gibt laut der kürzlich verstorbenen Soziologin Natalja 
Panina (2006) eine Korrelationen zwischen der stär-
ker prowestlichen Einstellung sowohl der Westukrainer 
als auch ukrainischer Jugendlicher einerseits und dem 
Grad der Akzeptanz xenophober Ansichten anderer-
seits. Demnach sind diejenigen Regionen, die gemein-
hin als am stärksten proeuropäisch gelten, bestimmten 
europäischen Werten weniger nahe als die eher prorus-
sisch eingestellte Ostukraine. So ist die Wählerschaft 
Juschtschenkos z. B. bedeutend antisemitischer als die-
jenige Janukowitschs, wobei ergänzt werden muss, dass 
der wichtigste Bestimmungsfaktor hierfür scheinbar 
nicht die Region per se ist, sondern der stärker länd-
liche Charakter der West- und eher städtische Cha-
rakter der Ostukraine den Ausschlag gibt. Wie auch 
immer, die hohe Verbreitung xenophober Stereotypen 
bei Jugendlichen in der ganzen Ukraine ist ein schlech-
tes Omen. Falls die Ukraine ihre niedrige 3%-Klausel 
beibehält, könnte es zu einer unerfreulichen »Europäi-
sierung« der Zusammensetzung der Werchowna Rada 
nach den nächsten Parlamentswahlen kommen.
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